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Die 2017/18 in Kraft getretenen Änderungen in den Gesetzen 
„über das System der ordentlichen Gerichte“, „das Oberste 
Gericht“ sowie „zum Landesjustizrat“ gefährden die 
richterliche Unabhängigkeit in Polen. Am 20.12.2017 leitete 
die Europäische Kommission wegen dieser sog. „Justizreform“ 
ein Rechtsstaatsverfahren gegen Polen nach Art. 7 EUV und 
bereits früher ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem 
EuGH ein. Jędrzej Klatka informiert über den gegenwärtigen 
Stand aus der Sicht der Rechtspraxis.
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Am 20.12.2017 leitete die Europäische Kommission wegen der sog. „Justizreform“ ein Rechts-
staatsverfahren gegen Polen nach Art. 7 EUV ein. Ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem 
EuGH wurde bereits im August 2017 eingeleitet. Auch die Venedig-Kommission hat in insge-
samt fünf Gutachten eine Bedrohung der Rechtsstaatlichkeit in Polen festgestellt. Im August 
2017 trat das „Gesetz über das System der ordentlichen Gerichte“ in Kraft und im Dezember 
2017 wurden die „Neuregelung des Gesetzes über das Oberste Gericht (OG)“ sowie das „Ände-
rungsgesetz zum Landesjustizrat (LJR)“ verabschiedet. Die drei Gesetzesprojekte, die im Som-
mer eingereicht wurden, stammten aus der Feder des Justizministers. Das Gesetz über das 
OG und das Änderungsgesetz zum LJR hatte Polens Präsident, Andrzej Duda, im ersten Anlauf 
im Juli 2017 nach Massenprotesten der Zivilgesellschaft mit einem Veto belegt. Im September 
2017 legte der Präsident eigene Projekte in diesen Gesetzesmaterien vor, die im Dezember 
2017 angenommen wurden. Der Vortrag erläutert die rechtlichen Hintergründe und möglichen 
Folgen dieser „Justizreform“.

Der Vortrag und die Diskussion finden auf Englisch statt.
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